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(Nr. 12737.) Geſetz zur Linderung der Notlage der rheiniſchen Notare. Vom 2. Januar 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 Artikel J. 
Für den früheren Geltungsbereich des rheiniſchen Rechts wird beſtimmt: 
sl. 
Für die Beurkundung von Rechtsgeſchäften, die nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs gerichtlicher oder notarieller Beurkundung bedürfen, find nur die Notare zuftandig. 
82. 


Die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte für die öffentliche Beglaubigung einer Unterſchrift oder 
eines Handzeichens wird ausgeſchloſſen. 93 

In den Fällen der IS 86 und 99 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit haben an Selle der Gerichte die Notare die Auseinanderſetzung zu vermitteln. Für 
das Verfahren bei den Notaren gelten die Artikel 23 bis 28 des Preußiſchen Geſetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit. 84 

Die Grundbuchämter, die Amtsgerichte und die Notare ſollen die Erklärung der Auflaſſung 
nur entgegennehmen, wenn die nach § 313 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erforderliche Urkunde 
vorgelegt wird. 8 

N 5 

(1) Bei Zwangsverſteigerungen zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft find die in dem 
Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung dem Vollſtreckungsgerichte 
e Amtshandlungen, ſoweit nicht über die Anordnung, Aufhebung oder Verbindung des 

Verfahrens oder über die Zulaſſung des Beitritts eines Gläubigers zu entſcheiden iſt, von den 

Notaren wahrzunehmen. f 

(2) Dem Vollſtreckungsgerichte bleibt jedoch vorbehalten: 

1. die Anordnung von Maßregeln gemäß § 25 des genannten Reichsgeſetzes; 
2. das Aufgebotsverfahren. 
Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1273712740.) =: 2 
Ausgegeben zu Berlin den 4. Januar 1924. f 
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Artikel II. 
"0: Diefes Geſetz tritt am 10. Januar 1924 in Kraft. 


(2) Zu ſeiner Durchführung kann der Juſtizminiſter Nach edc e Ind Banken 
ſchriften erlaſſen. 


Artikel III. 


Dieſes Geſetz tritt am 31. Dezember 1926 außer Kraft. Das Staatsminiſterium wird 
ermächtigt, ſeine Geltungsdauer zu verlängern, jedoch nicht über den 31. Dezember 1929 hinaus. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 2. Januar 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. am Zehnhoff— 


(Nr. 12738.) Verordnung über die Zuſtändigkeit der rheiniſchen Notare. Vom 2. Januar 1924. 
. 


Auf Grund des Artikels II Abſ. 2 des Geſetzes zur Linderung der Notlage der rheiniſchen Notare vom 

2. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 5) verordne ich für den früheren Geltungsbereich des rheiniſchen Rechts: 
I. Zu Artikel J § 3 des Geſetzes: 

Für die bei dem Amtsgericht am 10. Januar 1924 bereits anhängigen Auseinanderſetzungen 
gelten die bisherigen Vorſchriften. Das Gericht ſoll von der Uberweiſungsbefugnis des Artikels 21 
des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit Gebrauch machen, ſofern nicht im 
Einzelfalle N Bedenken gegen die Überweiſung beſtehen. 
Zu Artikel 1 § 5 des Geſetzes: 

1. Das Vollſtreckungsgericht hat bei der Anordnung einer Zwangsverſteigerung zum Zwecke der 
Aufhebung einer Gemeinſchaft die Durchführung des Verfahrens einem beſtimmten Notar zu 
übertragen. Dabei ſoll tunlichſt der von den Beteiligten übereinſtimmend bezeichnete Notar, in 
Ermangelung einer ſolchen Bezeichnung ein im Amtsgerichtsbezirk anſäſſiger Notar gewählt werden. 

2. Auf die Ausſchließung und Ablehnung des Notars finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
über die Ausſchließung und Ablehnung des Richters entſprechende Anwendung. Die Entſcheidung 
erfolgt durch das Vollſtreckungsgericht; erforderlichenfalls hat das Vollſtreckungsgericht das Ver⸗ 
fahren einem anderen Notar zu übertragen. 

3. Der Notar hat in dem Verfahren zugleich die Geſchäfte des Gerichtsſchreibers wahrzunehmen. 
Für die von Amts wegen zu bewirkenden Zuſtellungen tritt an Stelle des Gerichtsdieners der 
Gerichtsvollzieher. 

4. Ju den am 10. Januar 1924 bereits anhängigen Sachen kann das Vollſtreckungsgericht entweder 
das Verfahren ſelbſt weiterführen oder die weitere Durchführung einem beſtimmten Notar über⸗ 
weiſen. Wird eine Sache, in der bereits ein Termin anberaumt iſt, einem Notar überwieſen, ſo 
hat dieſer den anberaumten Termin an Stelle des Richters und des Gerichtsſchreibers abzuhalten. 

5. Bezüglich der Gebühren des Notars finden die Vorſchriften der 2 121 bis 125, 129 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) in ihrer jeweiligen 
Faſſung entſprechende Anwendung. 


I 


Ber 


Der 
Auf Grund des Artikels 31 Abſ. 3 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit weife 
ich die Amtsgerichte im früheren Geltungsbereiche des rheiniſchen Rechts an, für die Dauer der Geltung des 
Geſetzes zur Linderung der Notlage der rheiniſchen Notare vom 2. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 5) Ver- 
ſteigerungen nur dann vorzunehmen, wenn kein Notar im Amtsgerichtsbezirk anſäſſig oder der anſäſſige Notar 
geſetzlich oder tatſächlich an der Vornahme der Verſteigerung verhindert iſt. 


Berlin, den 2. Januar 1924. g 5 
: Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


(Nr. 12739.) Verordnung über die Zuſtändigkeit der Dorfgerichte und der Ortsgerichte. Vom 28. Dezember 1923. 


Auf Grund der Artikel 2 der Geſetze über die Zuſtändigkeit der Dorfgerichte bei Grundſtückstaxen und über 
die Zuſtändigkeit der Ortsgerichte im vormaligen Herzogtume Naſſau bei Beurkundungen von Kauf- und 
Tauſchverträgen über Grundſtücke vom 17. Mai 1923 (Geſetzſamml. S. 159) ſetze ich im Einvernehmen mit 
dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten die folgenden Wertgrenzen anderweit feft: _ 
1. die im $ 1 des Geſetzes vom 4. Mai 1857 (Geſetzſamml. S. 445) in der Faſſung der Verordnung 
vom 18. September 1923 (Geſetzſamml. S. 458) feſtgelegte auf fünfzehntauſend Goldmark; 


2. die im Artikel 12 § 3 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche (Geſetzſamml. 1899 
S. 177) in der Faſſung des Geſetzes vom 17. Mai 1923 feſtgelegte auf fünfhundert Goldmark, 


Die Goldmark berechnet ſich nach dem jeweiligen vom Reichsminiſter der Finanzen beſtimmten Gold⸗ 
umrechnungsſatz (§ 2 Abſ. 3 der Reichsverordnung vom 11./18. Oktober 1923 — Reichsgeſetzbl. 1. S. 939/979), 


Berlin, den 28. Dezember 1923. 
Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


(Nr. 12740.) Sechſte Verordnung des Staatsminiſteriums, betreffend Anpaſſung der Staats- und Gemeinde 
ſteuern an die Geldwertänderung. Vom 25. Dezember 1923. 


Auf Grund des § 1 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 
(Geſetzſamml. S. 361) in der Faſſung der Verordnung des Staatsminiſteriums vom 1. September 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 415) wird für den Monat Januar 1924 als Verhältniszahl für die Anpaſſung der Staats- und 
Gemeindeſteuern an die Geldwertänderung ſeit dem 1. April 1923 die Zahl 180 Millionen feſtgeſetzt. 


Berlin, den 25. Dezember 1923. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſter des Innern: 
Braun. v. Richter. Siering. 


a 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10, April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. 


2 


oO, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums⸗ vom 23. November 1923 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Werſchen-Weißenfelſer Braunkohlen⸗Aktiengeſellſchaft in Halle a. S. für die 
Anlage einer Abraumkippe für die Grube Vollert bei Deuben durch das Amtsblatt der Regierung 
in Merſeburg Nr. 50 S. 336, ausgegeben am 15. Dezember 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen eee vom 28. November 1923 über die! Senn des 


Enteignungsrechts an die F. C. Th. Heye Braunkohlenwerke, G. m. b. H. in Annahütte N. L., für die 
Anlegung einer Abraumkippe für das Braunkohlenbergwerk Heye III bei Wiednitz O. L. durch das 
Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 50 S. 430, ausgegeben am 15. Dezember 1923 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Dezember 1923 über die Verleihung des 
Euteignungsrechts an die Gewerkſchaft Leonhardt in Groß Kayna für die Erweiterung des Tagebau⸗ 
betriebs ihrer Grube Leonhardt bei Geißelröhlitz im Kreiſe Querfurt durch das Amtsblatt der 
Regierung in Merſeburg Nr. 52 S. 345, ausgegeben am 29. Dezember 1923. 


Berichtigung. 


Jahrgaug 1923 S. 503 Zeile 15 von unten muß es ſtatt „findet § 6 entſprechende Anwendung“ heißen 
„findet § 5 entſprechende Anwendung“. 5 i 
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